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Königlichen Preußiſchen Staaten. 


(Fo. 1448.) Verordnung, das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter 
Staaspapiere betreffend. Vom Iten Mai 1828. 18 


Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. e. 


Zur Erlaͤuterung, Ergaͤnzung und anderweiten Beſtimmung der in den 
§§. 18. bis 21. der Verordnung vom 16fen Juni 1819. enthaltenen Vor⸗ 


ſchriften uͤber das Aufgebot und die Amortiſation verlorner oder vernichteter 


Staatspapiere, und des Verfahrens über die Aus fertigung neuer Staats⸗ 
Schuldenpapiere an die Stelle der amortiſirten, verordnen Wir, auf den Antrag 
Unſeres Staatsminiſteriums, und nach erfordertem Gutachten Unſeres Staats⸗ 

Beim Aufgebot der im H. 18. der Verordnung vom Abten Juni 1819. 
erwaͤhnten Staats-Schuldenpapiere, wohin auch die Papiere über Provinzial⸗ 
Staatsſchulden gehoͤren, in ſofern ihrer Natur und Beſchaffenheit nach bisher 
überhaupt ein Aufgebots- und Amortiſationsverfahren ihrentwegen zulaͤſſig 


geweſen iſt, bedarf es der im H. 6. dieſer Verordnung vorgeſchriebenen vor⸗ 


laͤufigen Bekanntmachung in dem Falle nicht, wenn zu dem aufzubietenden Papier 
entweder niemais Zins⸗Coupons ausgegeben waren, oder daſſelbe zu einem Theile 
der Staatsſchuld gehoͤrt, welcher bereits abgelegt, oder bei welchem die Aus⸗ 
fertigung neuer Coupons eingeſtellt iſt. % ici ne ae e ar 
Eein ſolches Papier kann vielmehr ohne Abwartung eines Zeitraums 
gerichtlich aufgeboten werden, ſobald die betreffende Schulden⸗Verwaltungs⸗ 
Behörde ein Zeugniß dahin ausſtellt :e NN 
daß die mit dem verloren gegangenen Papiere verbriefte Schuld in 
den Büchern oder Etats noch offen ſtehe. EINE 
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(Ausgegeben zu Berlin den 24ſten Mai 1828.) 
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Ein gleiches Zeugniß und 


daß auch das aufgebotene Papier bis dahin nicht zum Vorſchein 

gekommen, 8 : 
muß, nachdem der in Gemäßheit des F. 20. der gedachten Verordnung mit 
zwölfmonatlicher Friſt anzuberaumende Ediktaltermin eingetreten iſt, vor Abfaſ⸗ 
fung des Amortiſations⸗Erkenntniſſes beigebracht werden. 


$. 23 


Dias gerichtliche Aufgebot eines Staatspapiers erfolgt bei demjenigen 
Obergericht (im Großherzogthum Poſen und in den Rheinprovinzen bei demje⸗ 
nigen Landgericht), in deſſen Gerichtsbezirk die Schulden-Verwaltungsbehoͤrde 
ihren Sitz hat, auf deren Etat die mit dem aufzubietenden Papiere verbriefte 
Schuld ſich befindet. Nur Domainen⸗ Pfandbriefe und andere in Hypotheken⸗ 
buͤchern eingetragene Staats⸗Schuldenpapiere werden bei demjenigen Gericht 
aufgeboten, unter deſſen Gerichtsbarkeit das verpfaͤndete Grundſtück belegen iſt. 


H. 3. 


Die Ediktalladung, und in den dazu geeigneten. Fallen die vorläufige 
Bekanntmachung, muß ſowohl auf die in der allgemeinen Gerichtsordnung und 
deren Anhang vorgeſchriebene Weiſe, als auch durch die in der Kabinetsorder 
vom 22ſten Oktober 1825. bezeichneten Blaͤtter des Inlandes und des Aus⸗ 
landes, wo der Verluſt ſich ereignet hat, zur Öffentlichen Kenntniß gebracht 
werden. Beim Aufgebot verloren gegangener Verbriefungen uͤber Provinzial⸗ 
Staatsſchulden treten jedoch die Amtsblaͤtter des Regierungsbezirks, in welchem 
die betreffende Schuldenverwaltung ihren Sitz hat, an die Stelle der in der 
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gedachten Kabinetsorder genannten Berliner Intelligenzblätter. 


H. 4. 


Die Ausfertigung eines neuen Staats⸗Schuldenpapieres, an die Stelle 
des gerichtlich amortiſirten, findet nicht mehr Statt, wenn die Verbriefung des⸗ 
jenigen Theils der Staatsſchuld, zu welchem es gehoͤrt, bereits geſchloſſen iſt. 
In dieſem Falle hat die Schulden⸗Verwaltungsbehoͤrde, auf deren Etat die 
Schuld ſteht, einer von ihr zu beglaubigenden Abſchrift der mit dem Atteſte 
der Rechtskraft verſehenen Ausfertigung des Amortiſations-Erkenntniſſes, wovon 
die Urſchrift bei ihren Akten zu verwahren iſt, ein Anerkenntniß beizufuͤgen, 
durch welches ſie eben ſo, wie durch das amortiſirte Papier, verpflichtet wird. 
In dieſes Anerkenntniß iſt fo. viel als möglich der vollſtaͤndige Inhalt des 

amortiſirten Papieres, und in den Fallen, wo das letztere auf jeden Inhaber 


ge⸗ 


gelautet hat, auch noch die Erklärung aufzunehmen, daß die Zahlung des 
Kapitals und der Zinſen von Seiten der Schulden⸗Verwaltungsbehoͤrde an 
jeden Inhaber des Anerkenntniſſes, ohne weitere Legitimation deſſelben, mit 
voller Wirkung geſchehe. a 


Urkundlich unter Unſerer Allerhoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und bei⸗ 
gedrucktem Koͤniglichen Inſiegel. ö 


Gegeben Berlin, den Zten Mai 1828. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Carl, Herzog von Mecklenburg. 
Graf v. Danckelman. v. Motz. 


Beglaubigt: 
Frieſe. 


(No. 1144.) 


(No. 1144) Allerhöͤchſte Kabinetsotder vom Sten Wal 1828., die Gewetbeſteuerpflchttgreit 
der Privat⸗Verſi⸗ cherungsanſtalten und anderer auf einen Gewerhezweck gerich- 
teten Privatvereine betreffend. 4 


Des Gewerbeſteuergeſetz vom 30ſten Mai 1820. bat! im H. 2. den Handel 

uberhaupt der Gewerbeſteuer unterworfen. Es kann keinen Zweifel finden, daß 
zu den Handelsgeſchaͤften auch der Betrieb der Privat⸗ Verſicherungsgeſellſchaften 
und anderer auf einen Gewerbezweck gerichteten Privatvereine gerechnet werden 
muß, wie denn im F. 3. die Aſſekuranzgeſchaͤfte unter den Handelsgeſchaͤften 
ausdruͤcklich genannt ſind. Ob dergleichen Privatvereine mit kaufmaͤnniſchen 
Rechten betrieben werden oder nicht, hat auf ihre Verpflichtung zur Gewerbe⸗ 
ſteuer keinen Einfluß, da ihr Verkehr auch im zweiten Falle die Natur eines 
Handelsgeſchaͤfts nicht veraͤndert, und die Verſteuerung aller ohne kaufmaͤnniſche 
Rechte betriebenen Handelsgeſchaͤfte im §. 5. des Geſetzes angeordnet iſt, wie 
Ich ſolches in Meiner Order vom 1tten Juni 1826. in Bezug auf die Kom⸗ 
miſſions⸗ und Leihgeſchaͤfte bereits erklaͤrt habe. Es iſt hiernach geſetzlich 
begruͤndet, daß die Privat⸗ Verſicherungsgeſellſchaften, und andere auf einen 
Gewerbezweck gerichtete Privatvereine, ſo wie deren Agenten, wenn ſie nicht 
ſchon eine Steuer von ihrem anderweitigen Gewerbe entrichten, entweder nach 
$. 3. oder nach H. 5. des Geſetzes vom 30ſten Mai 1820. der Gewerbeſteuer 
unterworfen ſind. Um jedoch die hieruͤber entſtandenen Zweifel zu beſeitigen, 
haben Sie dieſen Befehl durch die Geſetzſammlung zur allgemeinen Kenntniß 
zu bringen. 


Berlin, den 3ten Mai 1828. 5 
Friedrich Wilhelm. 


An 
den Staats- und Finanzminiſter v. Motz. 


